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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 
und Beschäftigung -

Tagesordnung 1 Punkt 8 der öffentlichen Sitzung am 27.04.2005  

Vorlage Nr. 05-F-02-0029

Quartiers-Abgabe
- Antrag der CDU-Stadtverordnetenfraktion vom 18.04.2005 -
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten, 
welche Erfahrung der Stadtstaat Hamburg mit dem Konzept des Business Improvement 
Districts (BID) gemacht hat;

ob und ggf. mit welchem Ergebnis die Hessische Landesregierung mit der 
Landeshauptstadt oder kommunalen Spitzenverbänden in Kontakt getreten ist, um über das 
Gesetz zur Einführung einer Quartiers-Abgabe in Hessen zu beraten;

mit welchen Konsequenzen der Magistrat im Falle der Einführung einer Quartiers-Abgabe 
u.a. für die Fußgängerzone rechnet?  

Beschluss Nr. 0108
  
Der Antrag wird angenommen.

Es wird angeregt, dass man statt des Begriffes „Abgabe“ eine andere Formulierung wählen 
könnte.
  

Wiederaufnahme in die Tagesordnung am 08.06.2005 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .05.2005
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Horschler
stv. Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .05.2005

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin



- Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung-
Seite 2 des Beschlusses Nr. 0108 vom 27.04.2005

Der Magistrat Wiesbaden,          .05.2005
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Dezernat III
mit der Bitte um weitere Veranlassung 
Dezernat I/LOB
mit der Bitte um weitere Veranlassung
Dezernat VII
mit der Bitte um weitere Veranlassung Diehl

Oberbürgermeister
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